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Klägerin und Revisionsklägerin‚
am 4‚„arz a966

Reg0b8ekretär
_als UrkBeemter
d„Geschäftsstelle

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagto,

hat der 2° Senat des Bundessozialgeriehts ohne münd—

liche Verhandlung am 14° Dezember 1965 durch

Senatspräsident B r a e k m a n n
— Vorsitzender —

Bundesrichter D e m i a n i und

Bundesriohter Dr° K a i s e r ‚
Bundessozialriehter N o t t b o h m und

Bundessozialrichter K n i e p m e y e r

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz

vom 24„ Oktober 1960 wird mit den ihm zugrunde lie—

genden Feststellungen aufgehoben?

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückveruiesen°
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Der bei der Klägerin versicherte Cheniearbeiter Kasper S

(S„) erkrankte im Jahre 1956 an einem Hautekzem, das der Beklag—

ten als Berufskrankheit (BK) angezeigt wurde° Die Beklagte lehnte
Entschädigungsansprüche des S° ab°

Im Juli 1957 ging der Beklagte wegen der Hauterkrankung des S‚'

der eine ärztliche Anzeige über eine BK zu° Die Klägerin bat

in ihrer Krankenschcinabschrift, ihr die Abschrift des Bescheides

zuzusenden, falls die Verletzung nicht als Folge eines Betriebs—

u:£alls anerkannt werde° Mit Bescheid von 27° Februar 1958 lehnte

die Beklagte eine Entschädigung aus der gesetzlichen Unfallversi-

che;1ng (UV) \:egen der Haute rkrankung des S, ab° Sie übersandte

mit Schreiben von 27° Mai 1958 der Klägerin eine Abschrift dieses

Bescheideso S° erhob gegen den Bescheid Klage, die er jedoch zu—

n

Die Ersatzansprüche der Klägerin aus Anlaß der Erkrankung des S,

lehnte die Beklagte mit Schreiben vom 15, an ner 1959 ab°

Die Klegerin hat am 15, Februar 1959 Klage erhoben und von der

Beklagten Ersatz ihrer Aufwendungen aus Anlaß der Erlwr nkung des

S„ begehrt° Das Sozialgericht (SG) Koblenz hat durch Urteil vom
100 Mai 1959 die Klage abgewiesen, da die Erkrankung des S„ kei—

ne BK sei°

Gegen das Urteil hat die Klägerin Berufung eingelegt und ihre
—«

bl sa zansprüche auf die Zeit nach dem 50 Juni 1957 besehrankt°

Das Landessozialgerieht (LSG) Ph3inland—Pfalz hat die Berufung

durch Urteil vom 210 Oktober 1960 als unbegründet zurückgewiesen

and auusgeführt: Es sei Z\.ar richtig, daß es sich bei dem Anspruch

aus 5 1508 Reichsversicherungsordnung (RVG) um ei110n selbstandi-
gen Rechtsanspruch der Krankenkasse handele; das SG habe aber un—

beachtet gelassen, daß neben 5 1509 RVO ebenfalls 5 1511 RVG auch

nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) weiter gelten—
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des Recht geblieben sei° Diese Vorschrift begründe für die

Krankenversicherungsträger eine Prozeßstandschaft, um ihnen

Gelegenheit zu geben, ihre Belange sowohl im Feststellunge-

verfahren als auch im Streitverfahren geltend zu machen°

Hithin könne aber der Träger der Krankenversicherung insbe„

sondere auch eine Klärung der Voraussetzungen horbeiführon‚

von denen der Ersatzanspruch aus 5 1509 RVO abhänge° Die

Klägerin habe jedoch gegen den ihr übersandten Bescheid vom

27° Februar 1958 keine Klage erhoben und somit kein Verfah—‘

ren gemäß 5 1511 RVO durchgeführt,
so daß es an einer Prozeß—k

voraussetzung für die Klage aus 5 1509 RVO fehle° Heute kön-

ne die Klägerin ein Verfahren nach 5 1511 RVG nicht mehr '

durchführcn‚ weil der Bescheid auch ihr gegenüber Bindunge—

wirkung (S 77 SGG) erlangt habe° Das bedeute, daß gegenüber

der Klägerin verbindlich feststehe, daß es sich bei der Er-

krankung des 8„ um keine BK handele° '

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen das ihr am 12° Januar 1961 zugestellte Urteil hat die
Klägerin am 51. Januar 1961 Revision eingelegt und das Rechts—

mittel zugleich begründet°

Sie hat ausgeführt: Die Bescheido, in denen die Beklagte eine

Entschädigungspflicht gegenüber S° abgelehnt habe, könnten

sie nicht bihien, da zwischen ihr und der Beklagten kein Über—

und Unterordnungsverhältnis bestehe° Sie sei nur berechtigt,!

nicht aber verpflichtet gewesen gemäß 5 1511 RVO Klage gegen
diesen Bescheid zu erheben°

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG Rheinland—Pfalz vom
21° Oktober 1960 aufzuheben und den Rechts—

streit an das vorstehende Gericht zur er—

neuten Entscheidung zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiöen°
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Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend und meint,

die Klägerin müsse die Bindungswirkung des Bescheides, in dem sie

— die Beklagte — Entsehädigungsansprüehe des S° abgelehnt habe,

jedenfalls deshalb gegen sich gelten lassen, weil sie sich hätte

an dem von So eingeleiteten Klageverfahren beteiligen oder selbst

Klage erheben können"

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden erklärt°

II.
Die Revision ist durch Zulassung statthaft (S 462 Abs„ 4 Nr° 4

SGG), sie ist in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt norden

und sonit zulässig° '

Die Revision hatte auch insofern Erfolg, als das Urteil des LSG

aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an des LSG zurüekverriesen werden ist°

Das Urteil des Berufungsgerichts beruht auf der Auffassung, daß

01 G ")
”

Bescheid eines Unfallversicherungstrügers, durch den die in—

Krankenkasse für deren Anspruch auf Ersatz irrer Aufwendungen

Bindungsvirkung hat°

Dieser Ansicht schließt sich der erkennende Senat nicht an°

Die Klage einer Krankenkasse gegen einen Träger der UV auf Ersatz

der Aufwendungen (@ 4504 RVO, % 4509 Abs° 4 RVO aF) setzt seit In—
':3fttretcn dus■l}nieht vorausökß die Entschädigungspflicht der
Träger der UV gegenüber dem Verletzten unstreitig oder rechts—

kräftig festgestellt ist (BSG SozR RVO % 4509 eF Nr° 5),

Die RVO enthält auch keine Vorschrift, daß der Bescheid eines

Trägen3der UV, durch den Ansprüche des Verletzten abgelehnt wor—

den sind, gegenüber der Krankenkasse für deren Ersatzanspruch

bindend wird° Eine derartige Bindung ist auch nicht 5 77 SGG zu

entnehmen°
...5..
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Es kann dahinstehen, ob eine Bindungsuirkung des Bescheides

von 27° Februar 4958 für die Ersatzansprüche der Klägerin

ausseheidet, weil die Klägerin nicht in einem Unterordnungs-

verhältnis zur Beklagten steht, oder ob es ausreicht, daß

eine hohcitliche Regelung gegenüber dem Verletzten vorliegt

(vgl° BSG 47, 89, 95; 47, 264, 265; kritisch: Haueisen NJW

4964, 2057, 2059; 5° aber auch Salzwedel in Rechtsschutz im

Sozialrecht, S, 497, 245)° Ein nicht oder erfolglos ange—
fochtener Verwaltungsakt bindet nur die Beteiligten (@ 77

SGG)° Beteiligte im Sinne dieser Vorschrift sind jedoch die\

’materiell Betroffenen (BSG15, 448, 122; Peters/Sautter/ '

_
Wolff, Komm° zur SGb, % 77 Anm° 4 c; Riechels, SGb 4962, 552)°

Bin Bescheid, in dem der Träger der UV die Entschädigungsan—

sprüche des Verletzten ablehnt, betrifft aber die Krankenkas—

so nicht unmittelbar, er greift nich:in ihre Rechtssb■üég'éin

(vgl„ BS? aaO) und hat demnach keine Bindungsuirkung für den

Anspruch der Krankenkasse auf Ersatz ihrer Aufwendungen (im

Ergebnis ebenso: iayerisches LSG ErsK 4965, 472 und Bayer°

Amtsbl° 4965, B 57, 59; Klenke WZS 4959, 456, 442; Nagel BG 4958,

54, 55; Ricke SV 4965, 542, 545; Würbach SGb 4955, 550, 552;

Knoll in Gese Komm, @ 4504 aF Ann, 4; aA wohl LSG Bremen SV

4965, 427, 428; Lauterbach, Unfallversicherung, 2° Aufl„,

5 4504 Ann, 5a, b, 5 4544 Ann° 5)°

Daß die Klägerin das Feststellungsverfahren nach 5 4544 RVO
selbst betrieben hatte, in dem sie in ihrer Krankenscheinab—

schrift die Beklagte gebeten hatte, ihr die Abschrift des Be—

seheides zuzusenden, falls die Verletzungrnicht als Folgc ei—

nes Betriebsunfalls anerkannt wird (vgl„ Urteil des erkennen-

den Senats vom 29° September 4965 - 2 RU 202/60 -; Podzun SV

4952, 205, 206; aA Bayero LSG, Bayer„ Amtsblo 65, B 57, 59),
führt ebenfalls nicht zu einer Bindungswirkung des Bescheides

gegenüber den Ersatzansprüchen der Klägerin £ebcnso Nagel BG

4958, 54, 55; Ricke SV 4965, 542, 545), Die Gegenmeinung
(Bayer° LSG Brsatzkasse 4955, 472 und Bayer° Amtsbl° 4965,

B 57, 59; LSG NRWBreith° 4958, 649, 624; SG Augsburg DOK

1962, 253, 254; Bossmann, Die Beziehungen zwischen Kranken—

_ 6 -
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versicherung und Unfallversicherung, 8° 115; Knoll aaO; Naisch

DOK 195 ,
5G8; Podzun/Adolph, Zusammenarbeit, Brsatzansprüche

und Streitverfahren zwisden Krankenkassen und Berufsgonossen—

schaften, 2° Auflo, 8° 105) übersicht, daß auch die Krankenkasse

in Feststellungsverfahren nach 5 1511 RVO nur die Ansprüche des

Verletzten, nicht aber eigene Ersatzansprüchc geltend machen

kann (BVA BuH 25, 51; 58, 158; Braekmann, Handbuch der Sozialver—

sicherung, 1° bis 6° Aufl° LS, 965; Lauterbach aaO, % 1511 Ann°
5 a; Zielkc KV 1928, 458 und DOK 1956, 597; Podzun aaO) und daß

sich die 1frage,
wer Beteiligter im Sinne des 5 77 SGG ist, nach

den materiellen Betroffensein und nicht danach beantwortet, wer

den Verwaltungsakt veranlaßt hat° Auch der Bescheid vom 27° Be—

bruar 1958 hat somit nur über die Entschädigungsansprüche des S,

nicht aber über die Brsatzansprüche der Klägerin entschieden; er
hat deshalb keine Bindungswirkung für die Ansprüche der Klägerir

auf Ersatz ihrer Aufwendungen°

Auf dieser Rechtsauffassung beruht bereits die Reehts>rechung

des erkennenden Senats (vgl° BSG 7, 195, 196; 1, 5; 22, 240,
211}, daß die Krankenkasse auch nach Inkrafttreten des SGG gemäß

5 1511 RVO die Feststellung der Unfallentschädigung betreiben

kann° Wäre die Krankenkasse durch den Bescheid des Trägers der

UV über die Entschädigungsansprüche des Verletzten betroffen

und infolgedessen durch eine Rechtswidrigkuit dieses Verwaltunge—

akts beschwert, so stände ihr ein eigenes Klagerocht selbst dann

zu, wenn es die Vorschrift des % 1511 RVO nicht gäbe» % 1511 RV0

wäre dann zwar noch für die Einleitung des Feststellungsverfah-

rens rechtlich bedeutsam; jedoch würde es bei der Beurteilung

der Zulässigkeit der Klage gegen einen Bescheid des Trägers der

UV einer Bezugnahme auf 5 1511 RVG nicht mehr bedürfen° Ebenso

setzt die freie Wahl der Rechtsschutzmöglichkeit nach S 1511 RVO

und € 1509 RVO (vgl° BSG 22, 240, 241; Podzun/Adolph aaO S° 1C6)

_voraus, daß der Bescheid des Trägers der UV über die Entschädi—

gungsansprüehe des Verletzten keine Bindungsuirkung für den An?

spruch der Krankenkasse auf Ersatz ihrer Aufwendungen hat; denn

dieser Bescheid wird bindend, wenn ihn weder der Versicherte noch

die Krankenk„sse anfeehten, sondern die Krankenkasse nur.ihre Br—

satzansprüche geltend macht„
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Die Ansicht, daß der Bescheid eines UV—Trägcrs, durch den die

Ansprüche des Verletzten abgelehnt worden sind, auch gegenüber

der Krankenkasse für deren Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen

Bindun swirkung hat, würde außerdem dazu führen, daß ein Urteil,

das die Klage gegen diesen Bescheid abweist, Rechtskraft auch

gegenüber der Krankenkasse für deren Ersatzansprüche haben

müßte° Dem steht aber entgegen, daß Urteile die Beteiligten

(S 69 SGG) nur binden, soweit über den Streitgegenstand ent-
schieden ist (5 141 Abs° 1 SGG)" Da die Krankenkasse, wie be—

reits dargelegt, auch in einem von ihr gemäß 5 1511 EVO betric_

benen Feststellungsverfahren nur Entschädigungsansprüche des

Verletzten geltend machen kann, ist nach allen für den Zivil—

;roseß, das verraltungsgerichtlicho und das sozialgerichtliche

förfahren vertretenen Eeinungen über den Streitgegenstand (vgl.°

Bracknann aaO S° 242 d II., IV, S. 242 f, und derselbe in DOK

1965, 465) der Ersatzanspruch der Krankenkasse nicht Gegenstand

dieses Verfahrens° Deshalb zwingt auch die Möglichkeit unter—

schiedlicher Entscheidungen über die Frage, ob ein Arbeitsun—

fall vorliegt, im Verfahren über die Entschädigungsansprfche

des Verletzten und im Verfahren über die Ersatzensprüche der

Krankenkasse hier zu keiner anderen Beurteilung; denn Prozeß—

ökonomie und Rechtssicherheit wollen nur abweichende Entschei»

dungen über denselben Streitgegenstand vermeiden (Ricke aaO

8° 514)„

5 1511 RVO verliert nicht jede Bedeutung, wenn die Bindung des

Bescheides, in dem Entschädigungsansprüchc des Verletzten abge-

lehnt ucrden, sich nicht auf das Verfahren über die Ersatzan—

sprüche der Krankenkasse erstreckt. Diese Vorschrift ist nun—
mehr vor allem für die Fälle bedeutsam, in denen die Kranken—

kasse gegenüber dem Träger der UV noch keinen Ersatzan3pruch

geltend machen kann (LB° die Leistungen enden zunächst vor

dem 18° Tag nach dem Unfall; es wird nur Krankenpflege gewährt),

aber nach der Art der Verletzung später mit Ersatzansprüchen

gegen den Träger der UV zu rechnen hat° Hüßte die Krankenkasse

bis.zun Zeitpunkt warten, in dem sie Brsatzansprüche erheben

kann, so wären oft wesentliche Beweismittel nicht mehr zugäng—

lich oder in ihrem Wert durch Zeitablauf gemindert° Die tat—
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sachlichen Umstände, die für die Beurteilung der Frage‚ ob ein
fArbeitsuhfall vorliegt, wesentlich sind, können aber in einem

von der Krankenkasse gemäß 5 1544 RVG betriebenen Feststellungs—

verfahren schnell und erschöpfend geklärt und die Beueisergeb—

nisse können später in einem Ersatzstreitverfehren mit berück—

sichtigt werdcnf‘ ‘

Der Rechtsauffassung des Senats stehen die Urteile des 5„ Senats
vom 27. Sehtenber 1964 (BSG 15, 148, 422) und vom29° August

‚
_1962(BSG17, 261, 265) und des 6„ Senatsvom29‚ Mai 4962 (BSG
»17, 89, 95) nieht entgegen, da dort die Bindung eines Versiehe—

rungsträgers an die Verwaltungsakte eines anderen Versicherungs—

trägers oder an den Honorarbescheid einer Kassenärztlichen Ver—
ieinigung auf einer speziellen gesetzlichen Regelung beruht°

Der Bescheid der Beklagten vom 27„ Februar 1958 hat demnach ge—'

genüber der Krankenkasse für deren Anspruch auf Ersatz ihrer Auf—

wendungen keine Bindungswirkung°

Das LSG hat jedoch 4 von seiner Rechtsauffassung zu Recht — keine

Feststellungen getroffen; die eine Entscheidung darüber ermögli-

chen, ob die Ersatzansprüehe der Klägerin begründet sind; das

Urteil des LSG mußte daher mit den ihn zugrunde liegenden Fest—

stellungen aufgehoben nnd die Sache zur erneuten Verhandlung und

‚Entscheidung an das LSG zurückverwiesen werden°
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9.'_'

Die Entscheidung über die außér$criChtlichcn_Kostcn.deé
.'Rcvisio■svcrfahrcns bleibt der daS Vérfährcn abschließcné‘

de'n EntsC:heidung vorbchzilten;- ’
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